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In Zeiten zunehmender staatlicher Deregulie-
rung werden im Umweltbereich immer neue
Vorschriften eingeführt. Die Funktion von Um-
weltpolitik gewinnt offensichtlich sektorüber-
greifend an Bedeutung. Doch die Umwelt-
politikintegration steht in der Umsetzung vor
vielfältigen Herausforderungen.
Von Martin Jänicke

Möglichkeiten und Probleme von Umweltpolitikintegration

Auf dem Weg zum Umweltstaat

Die Inanspruchnahme der Umwelt ist die Geschäftsbedin-
gung ganzer Wirtschaftszweige. Deshalb wird die Integra-

tion von Umweltbelangen in diese Sektoren und in die entspre-
chenden Politikfelder als notwendiges Postulat angesehen
(Lenschow 2002). Ohne eine Internalisierung der Umweltver-
antwortung in die Verursacherbereiche bleibt Umweltschutz bis
in die Technologie hinein tendenziell additiv und auf Symptom-
bekämpfung beschränkt. Umgekehrt bedeutet Umweltpolitik-
integration die Nutzung der Kompetenz und der Innovations-
potenziale der betreffenden Sektoren. 

Umweltschutz als Querschnittspolitik und als ökologische
Modernisierung der Staatstätigkeit ist heute ein so zentrales
Aufgabenfeld geworden, dass dies auf einen Begriff hindrängt.
Der Begriff des Umweltstaates erlebt in diesem Zusammen-
hang eine gewisse Renaissance. Er ist der theoretische Ausdruck
eines widerspruchsvollen Wandels, dessen Ergebnis eine neue
Basisfunktion des modernen Staates jenseits von Wirtschafts-
und Sozialstaat ist.

Der Umweltstaat: Eine neue Basisfunktion
wird sichtbar

Der Begriff des Umweltstaates wurde in Deutschland Ende
der achtziger Jahre von Kloepfer, Forsthoff und Hofmann ein-
geführt (Kloepfer 1989, Callies 2001). Danach wurde er in an-
deren Ländern mehrmals neu erfunden: Sei es als „ecological
state“ (Dente 1998), als „green state” (Dryzek et al. 2003) und
neuerdings als „environmental state“ (Mol et al. 2003). Der Be-
griff macht vor allem dann Sinn, wenn er auf ressortübergrei-
fende Querschnittsfunktionen des modernen Staates bezogen
wird. Wirtschaft und Soziales sind in der Nachhaltigkeitsstrate-
gie um eine dritte ökologische Säule ergänzt worden (Bundes-
regierung 2002). Aber es geht beim Umweltstaat um mehr,
nämlich um übergeordnete Grundfunktionen. Diese Kerninter-

essen des modernen Staates sind in mehr als einem Ressort ver-
ankert. Innerhalb des übergreifenden formalen Rahmens des
Rechtsstaates haben sich historisch mittlerweile drei solche
Grundfunktionen mit Querschnittscharakter herausgebildet:
❚ Die wirtschaftliche Basisfunktion, historisch die älteste, be-

trifft die Produktionsbedingungen: die Schaffung der Infra-
struktur und des regulativen Rahmens der Wirtschaft und
ihrer Entwicklung. Das Eigeninteresse des Staates ist hier
vor allem die Erwirtschaftung der Steuerdividende. Die öko-
nomische Funktion erfüllen neben dem Wirtschaftsressort
auch die meisten anderen Ressorts – insbesondere Energie,
Verkehr, Landwirtschaft, Bauen und Wohnen, Finanzen so-
wie Forschung und Bildung. Die wirtschaftliche Basisfunk-
tion findet auch im Parteiensystem und bei den Wirtschafts-
verbänden eine starke Interessenbasis.

❚ Die soziale Basisfunktion, der Sozial- oder Wohlfahrtsstaat,
betrifft im Kern die Einkommensverteilung: die soziale Si-
cherung und einen komplexen Mechanismus der Umvertei-
lung (Kaelble/ Schmid 2004). Das entsprechende Eigeninte-
resse des Staates hat Claus Offe als „Sicherung von Mas-
senloyalität“ bezeichnet (Offe 1973). Auch an dieser Funk-
tion sind viele Ressorts beteiligt. Neben der eigentlichen 
Sozialverwaltung sind dies die Arbeitsmarkt-, Gesund-
heits-, Wohnungs- oder Bildungspolitik, aber auch der Ver-
braucherschutz oder die Förderung des öffentlichen Ver-
kehrs. Auch hier hat sich im Parteiensystem und im System
der organisierten Interessen eine gewisse Arbeitsteilung er-
geben. Linke Parteien, Gewerkschaften, Wohlfahrtsverbän-
de, aber auch christliche Kirchen und Parteien haben histo-
risch am meisten zur Herausbildung dieser Basisfunktion
beigetragen.

❚ Die ökologische Basisfunktion, der Umweltstaat, betrifft die
Sicherung der natürlichen Lebensgrundlagen im Hinblick
auf negative Produktionseffekte. Eigeninteresse des Staates
könnte hier neben der Sicherung von Massenloyalität vor al-
lem die Vermeidung hoher Schadenskosten im Produktions-
wie im Sozialbereich sein. In jedem Fall ist der Bedeutungs-
zuwachs der ökologischen Grundfunktion des modernen
Staates offensichtlich. In den siebziger Jahren wurde in vie-
len Industrieländern versucht, zerstreute Einzelbereiche des
Umweltschutzes in einem Ministerium zu konzentrieren.
In der Folge wurden aber immer mehr Ressorts an den Auf-
gaben des Umweltschutzes beteiligt. Heute haben in den
meisten EU-Ländern die Mehrheit der Ministerien eigene
Umweltabteilungen, vom Wirtschaftsministerium bis zum
Außenministerium (EEA 2005: 8). In der Forschungs-, ,
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Verbraucherschutz-, Gesundheits- und Entwicklungspolitik
hat die Umweltpolitik oft Verbündete. Mit der Wirtschafts-,
Energie-, Verkehrs-, Agrar- oder Baupolitik steht sie meist in
einem Konfliktverhältnis. Auch hier gibt es eine gewisse Ar-
beitsteilung. Triebkräfte der Ausdifferenzierung von Umwelt-
funktionen im modernen Staat sind oft grüne Parteien und
die Umweltverbände, zunehmend aber auch Teile der Wis-
senschaft und der Wirtschaft. Die politische Bedeutung der
Umweltinteressen zeigt sich an der Tatsache, dass in vielen
Ländern die organisierten Umweltschützer die Zahl der Par-
teimitglieder übersteigen. In den Niederlanden und in der
Schweiz erreichen sie die Größe der Gewerkschaften. In
Deutschland gibt es über fünf Millionen Mitglieder in Um-
weltverbänden. Die Zahl hat in den letzten Jahren erheblich
zugenommen. Zu erwähnen sind in diesem Zusammen-
hang auch die 1,5 Millionen Beschäftigten im Umweltschutz
und im Bereich der erneuerbaren Energien (2004).

Im Gegensatz zum Drei-Säulen-Konzept nachhaltiger Ent-
wicklung kann das Konzept des Umweltstaates zur Unterstrei-
chung der Bedeutung von Umweltinteressen in „anderen“ Po-
litiken dienen. Es kann auch die anhaltende Bedeutung von
Staatlichkeit im Kontext der breiten Beteiligung nicht-staatlicher
Akteure akzentuieren. Die ist gerade bei der Umweltpolitikin-
tegration wichtig. Und schließlich kann der Begriff die anhal-
tende, wenn auch veränderte Bedeutung des Nationalstaates im
Kontext globaler Mehrebenenpolitik hervorheben.

Zur Funktionsbestimmung von Umweltpolitik

Claus Offe hat vor langer Zeit die wirtschaftliche und die so-
ziale Grundfunktion des modernen Steuerstaates in eine Syste-
matik gebracht. Sie hat den Vorzug, dass sie das staatliche Ei-
geninteresse an der Funktionserfüllung mit ins Bild rückt (Offe
1973). Es geht dabei um die materielle Basis der Staatstätigkeit,
die „fiskalische Abschöpfung“ und um die Legitimationsbasis,
die „Massenloyalität“. Beide Grundfunktionen dienen also ge-
wissermaßen existenziellen Interessen des modernen Staates.

In Abbildung 1 wurde das Schema übernommen und um die
ökologische Grundfunktion erweitert. Das staatliche Eigeninte-
resse an der Erfüllung dieser neuen Funktion führt zu keinem
grundsätzlich neuen, ökologischen Interessentypus. Umweltpo-
litik stützt vielmehr die wirtschaftliche und die sozial-legitimato-
rische Basis der Staatstätigkeit. Sie sichert die Wirtschaftstätig-
keit und damit den Steuerertrag gegen Schadenskosten. Und sie
sichert Massenloylität nicht nur durch sozialstaatliche Leistun-
gen, sondern nunmehr auch durch die Vermeidung von gesund-
heitsschädlichen Umwelteinwirkungen und Beeinträchtigungen
der Lebensqualität von Bürgern. Beide, die wirtschaftlichen wie
die legitimatorischen Eigeninteressen des politisch-administrati-
ven Systems unterliegen also durch die Umweltfrage neuen, spe-
zifischen Herausforderungen.

Es ist nicht üblich, zu errechnen, welche wirtschaftlichen
Schäden ohne den Schutz der Luft, der Gewässer oder des Bo-
dens eintreten würden. Erst neuerdings werden in der EU die
Kosten umweltpolitischer Inaktivität bei einem bestimmten Re-
gelungsgegenstand thematisiert. Studien aus den achtziger Jah-
ren ergaben Gesamtkosten für Umweltschäden, die deutlich
über der Wachstumsrate des Bruttosozialprodukt lagen (Wicke
1986, Leipert 1989). Da in den siebziger Jahren bereits Maßnah-
men in wichtigen Problemfeldern ergriffen wurden, kann dies
als eine bereits reduzierte Schadensgröße angesehen werden.
Es kann auch angenommen werden, dass der Umweltschutz
der Folgejahre diese Kosten spürbar reduziert hat. Entsprechen-
de Berechnungen existieren leider nicht, obwohl sie für die Le-
gitimation von Umweltpolitik hoch relevant sind. Aber die An-
nahme über die Kosten umweltpolitischer Inaktivität führt die
Vermeidung von Beeinträchtigungen für die Bevölkerung wie
auch die vermiedenen Kosten für die Wirtschaft vor Augen. Das
ökonomische Interesse an der Vermeidung betrieblicher und
volkswirtschaftlicher Schäden durch Umweltbeeinträchtigun-
gen kann dabei unterstellt werden.

Ohne den Gewässerschutz seit den siebziger Jahren hätten
beispielsweise Chemiefirmen und Wasserwerke ihren Standort
vom Unterrhein weg verlegen müssen. Die Verschmutzer am
Oberrhein hätten hohe Kosten für Kontaminationen im Hafen
von Rotterdam aufbringen müssen. Ohne Luftreinhaltung wä-
ren neben den Gesundheitsausgaben erhebliche Korrosionskos-
ten zu zahlen und Wertminderungen etwa bei Grundstücken
zu verkraften. Ohne die seit Beginn der siebziger Jahre ständig
verschärften umwelttechnischen Vorschriften wäre das rapide
Wachstum des Straßenverkehrs kaum vorstellbar. Ohne Maß-
nahmen des Schallschutzes hätte das rapide Wachstum des
Flugverkehrs zu unerträglichen Lärmwerten geführt und die Er-
weiterung von Flughäfen schließlich auch rechtlich verhindert.
Ohne Abfallpolitik und die Sanierung oder Schließung von De-
ponien wäre die Grundwasserbelastung für die Getränkeindus-
trie und die Wasserwerke erheblich problematischer, als sie es
derzeit ist. Ohne Störfallregelungen für Industrieanlagen wä-
ren die Unfallrisiken nicht nur für Anwohner unakzeptabel,
sondern auch für Nachbarunternehmen im gleichen Gewerbe-
gebiet kaum versicherbar. Die eingetretenen oder absehbarenQuelle: Jänicke 2006 in Anlehnung an Offe (1973)

Abbildung 1: Drei Basisfunktionen des modernen Staates
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„Umweltpolitik ermöglicht 
industrielles Wachstum innerhalb 
kritischer Grenzen wirtschaftlicher 
Schadenskosten und sozialer 
Akzeptanz.“

wirtschaftlichen Schäden durch den Klimawandel sind vermut-
lich der wichtigste und aktuellste Bereich, an dem sich die wirt-
schaftliche Bedeutung entsprechender Schutzmaßnahmen ver-
anschaulichen lässt (DIW 2005).

Insgesamt kann gelten, dass industrielles Wachstum und
speziell das Wachstum umweltintensiver Sektoren wie Energie,
Verkehr oder Chemie nur um den Preis einer ständig erweiter-
ten Sicherung von Umweltqualität möglich ist. Umweltpolitik
ermöglicht industrielles Wachstum innerhalb kritischer Gren-
zen wirtschaftlicher Schadenskosten und sozialer Akzeptanz.
Hierbei geht es nicht nur um aktuell erkannte Schäden, son-
dern auch um die langfristigen Umwelteffekte, die bei anhal-
tendem Industriewachstum auf höherem Niveau zu erwarten
sind. Diese Schutzfunktion der Umweltpolitik im Interesse der
Wirtschaft ist wichtiger als die sichtbar werdende positive öko-
nomische Funktion einer Steigerung von Öko-Effizienz.

Auch die soziale Funktion von Umweltpolitik lässt sich
kontrafaktisch verdeutlichen. Das gilt für den Verlust an Mas-
senloyalität, die bei anhaltendem Wachstum gesundheitsschäd-
licher Verfahren, Produkte und Verkehrsweisen ohne Umwelt-
schutzmaßnahmen eingetreten wäre. Die Beeinträchtigung von
Lebensqualität durch Lärm, Naturzerstörung oder Verlust ver-
trauter Arten wirkt in die gleiche Richtung. Bei dem rapidem
Wachstum des Straßenverkehrs hat Umweltpolitik eine uner-
trägliche Lärm- und Abgasentwicklung verhindert (SRU 2005).
Diese erheblichen Vermeidungsleistungen von Umweltpolitik
gelangen ex post kaum ins öffentliche Bewusstsein und sind da-
her im Bereich des Assessment kein Thema. Diese Tatsache ist
ein legitimatorisches Handicap der Umweltpolitik. Vermutlich
gelten diese Leistungen als Selbstverständlichkeit. Die umwelt-
politische Schadensprävention steht aber auch im Schatten der
bisher nicht vermiedenen Umweltprobleme, was ihre nachträg-
liche Würdigung nicht erleichtert.

Entscheidend ist, dass gerade im Umweltbereich der Staat
bei jeder massiven Störung die erste Adresse ist. Alle Forderun-
gen nach Entstaatlichung und Deregulierung haben nichts dar-
an ändern können, dass Umweltprobleme zum Ruf nach zu-
sätzlicher Staatstätigkeit, also mehr Umweltstaat, führen. Die
große Zahl ungelöster wie auch neuer Umweltprobleme wird
diesem Reiz-Reaktions-Mechanismus staatlicher Politik weiter-
hin einen hohen Stellenwert verschaffen.

Umweltstaat im globalen Kontext

Während heute von einer Tendenz zum „transnationalen So-
zialstaat“ (Kaelble/ Schmid 2004) gesprochen wird, betonen Au-
toren wie Dente (1998) und insbesondere Mol (2003) auch die
Rolle des Umweltstaates im globalen Kontext. Mit der globalen
Ausbreitung des Industrialismus werden die Umweltprobleme
der Länder immer ähnlicher. Das schafft Anreize zur gemein-
samen Suche nach politischen Problemlösungen. Hinzu kommt
die internationale Vernetzung der Sektoren: Die ökologische
Modernisierung des Energie-, Verkehrs- oder Chemiesektors ei-
nes Landes ist naturgemäß Vorreiterpolitik unter den Bedin-

gungen des Weltmarktes. Dabei ist der globale Wettbewerb nicht
nur ein Hindernis, sondern auch eine Möglichkeit, eigenen In-
dustrien Standortvorteile zu verschaffen. Marktfähige Umwelt-
innovationen starten in aller Regel auf nationalstaatlich geför-
derten Lead-Märkten (Jänicke/ Jacob 2004). 

In Deutschland gilt dies beispielsweise für energieeffiziente
Dieselmotoren und die Windenergie. Umweltfreundliche Tech-
nologien haben den speziellen Vorzug, dass sie ihrer Natur nach
von vornherein ein globales Marktpotenzial besitzen. Sie tref-
fen zugleich auf eine Nachfrage, die die Umweltverhältnisse
meist früher oder später erzwingen. Das ist der Hauptgrund da-
für, dass die Umweltpolitik im Zeichen der Globalisierung nicht
so schlecht abschneidet wie befürchtet.

Es gibt nur wenige Politikfelder, die international so vernetzt
sind wie die Umweltpolitik. In den internationalen Organisa-
tionen wiederum sind es entwickelte Pionierländer, die mit ih-
ren Problemlösungen beispielgebend sind und den regulativen
Trend bestimmen. Pionierländer sind in diesem Fall entwickel-
te Nationen, die auf dem Weg zum Umweltstaat weit vorange-
schritten sind. In aller Regel sind diese Länder auch in hohem
Maße wettbewerbsfähig. Das entspricht der Tatsache, dass die
Umweltfrage den Qualitätswettbewerb der entwickelten Länder
immer mehr beeinflusst. Freilich gilt dies nur dann, wenn die
Probleme sich durch marktfähige Technologien lösen lassen (Jä-
nicke 2005).

Umweltpolitikintegration, die nicht auf nachgeschaltete
Technik, sondern auf einen Wandel in den umweltintensiven
Sektoren setzt, verweist also auf ein äußerst komplexes Hand-
lungsfeld.

Umweltpolitikintegration: 
problematische Umsetzung

Auf dem UN-Gipfel in Rio de Janeiro wurde 1992 in der
Agenda 21 der Gedanke der Umweltpolitikintegration zentral
verankert (Jänicke/ Joergens 2004). Die Einbeziehung von Um-
weltbelangen in die unterschiedlichen Politikfelder hat auch die
EU in ihrem Vertrag verankert. Die neue Verfassung hat dies ,
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bestätigt. Die EU ist im Übrigen mit ihren zahlreichen Klau-
seln, die ein hohes Umweltschutzniveau gewährleisten sollen,
auf dem Weg zum Umweltstaat weiter als die Verfassungen der
Mitgliedstaaten. Sektorale Umweltstrategien für die Bereiche
Energie, Verkehr oder Landwirtschaft wurden von der EU 1998
im so genannten Cardiff-Prozess zum Programm erhoben.
Neue Instrumente wie insbesondere die strategische Umwelt-
verträglichkeitsprüfung sind hinzugekommen. Zugleich stoßen
diese Vorhaben aber auch auf erhebliche Widerstände.

Die hohe Plausibilität dieses Integrationsansatzes bedeutet
nämlich keineswegs, dass er leicht zu verwirklichen ist. Die
Hemmnisse sind unübersehbar. Mehr noch als der Sozialstaat
bedeutet der Umweltstaat die Durchsetzung von Schutzzielen
gegen Widerstände. Zunächst einmal läuft das Integrationsprin-
zip häufig der Eigenlogik hochgradig spezialisierter Staatsver-
waltungen entgegen, die tendenziell nur zur „negativen Koor-
dination“ bereit sind. Umweltschutzmaßnahmen werden nur
dann akzeptiert, wenn sie nicht in relevante Eigeninteressen des
betroffenen Sektors eingreifen (Scharpf 1991). Dasselbe gilt zu-
meist auch für die Interessenlagen der industriellen Klientel.
Die starke Inanspruchnahme der Umwelt durch bestimmte
Sektoren wie Bergbau, Energie, Verkehr oder Landwirtschaft hat
spezifische Ursachen. Sie betrifft massive Interessenlagen und
Pfadabhängigkeiten. Das schafft für die umweltpolitische Steu-
erung Schwierigkeitsgrade, an denen Versuche der Umweltpo-
litikintegration häufig scheitern.

Die Vergangenheit des Themas Umweltpolitikintegration
legt also Vorsicht und Realismus nahe, wenn es als strategische
Option betrachtet wird. Angesichts erheblicher Widerstände ist
es immer wieder in die Defensive geraten. Das zu bewerkstel-
ligende Pensum lässt sich als Wandel von der horizontalen zur
vertikalen Politikintegration beschreiben. Herkömmlich mus-
ste Umweltpolitik als hinzugekommenes Ressort additive Poli-
tik betreiben. Den ökologisch häufig negativen Effekten ande-

rer Ressorts wie Energie, Landwirtschaft oder Verkehr mussten
Entlastungsmaßnahmen hinzugefügt werden. Dies geschah oft
mit additiver Technik: dem Filter, der dem problematischen Ver-
fahren oder Produkt hinzugefügt wird, ohne an diesem grund-
legend etwas zu ändern. Der Versuch, Umweltkriterien ex ante
in anderen Politiken zu verankern, musste lange Zeit von ei-
nem schwachen Umweltressort gegen starke Rivalen unternom-
men werden. Seit der Rio-Konferenz wird in OECD-Ländern da-
gegen zunehmend auf eine Führungsrolle der höheren
Entscheidungsebenen hingedrängt. Plädiert wird dabei für ein
ganzes Bündel von zielorientierten und berichtspflichtigen
Maßnahmen.

Fortschritte in OECD-Ländern

Trotz des hohen politischen Schwierigkeitsgrades dieses
Steuerungsansatzes hat er seit 1992 international zunehmende
Bedeutung erlangt. Jedenfalls sind die OECD-Länder auf die-
sem Weg der Umweltpolitikintegration ein ganzes Stück voran-
gekommen:
❚ Fast alle haben den Umweltschutz in der Verfassung veran-

kert.
❚ Ganz überwiegend haben sie auch nationale Strategien nach-

haltiger Entwicklung beschlossen. In Ländern wie den
Niederlanden oder Schweden, aber auch in Japan, Neusee-
land und Südkorea wurde die Umweltplanung gesetzlich in-
stitutionalisiert.

❚ Die meisten EU-Länder, aber auch die USA, Kanada und
Südkorea, haben die Umweltverträglichkeitsprüfung nicht
nur für Großprojekte, sondern auch für bestimmte Politiken
und Programme eingeführt. Kanada, Neuseeland, die Nie-
derlande und Dänemark verfügen über eine spezielle Um-
weltbewertungsbehörde.

❚ Die umweltorientierte öffentliche Beschaffung spielt eine zu-
nehmende Rolle und wurde in etwa der Hälfte der OECD-
Länder eingeführt.

❚ Darüber hinaus hat eine Reihe von Ländern spezielle Regie-
rungsorgane zur Koordination der Umweltpolitik geschaffen.

Abbildung 2: Von horizontaler zu vertikaler Umweltpolitikintegration

Quelle: Jänicke/ Joergens 2004.

„Die erheblichen ökonomischen Vermei-
dungsleistungen von Umweltpolitik 

gelangen ex post kaum ins öffentliche 
Bewusstsein, und wirken so als 
legitimatorisches Handicap der 

Umweltpolitik.“
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Das gilt für das britische Greencabinet, den deutschen Staats-
sektretärsausschuß für nachhaltige Entwicklung sowie für
den japanischen Council of Ministers for Global Environ-
mental Conservation.

❚ Neben dieser wichtigen Integrationseinrichtung haben in ei-
nigen OECD-Ländern auch weichere Steuerungsformen der
Wirtschafts- und Finanzstatistik, zum Beispiel green budge-
ting oder green accounting, Bedeutung erlangt.

Besonders die skandinavischen Länder, die Niederlande, Groß-
britannien und auch Kanada sowie Japan haben wichtige Schrit-
te in Richtung auf die Umweltpolitikintegration unternommen.
Auch Deutschland hat hier in den letzten Jahren deutliche Fort-
schritte gemacht.

Umweltintegration als Industrie- 
und Strukturpolitik

Ungleich schwieriger noch als die ressortbezogenen Integra-
tionsstrategien sind die Versuche, Industriezweige in Koopera-
tion mit staatlichen Verwaltungen zu langfristigen Umweltstra-
tegien zu bewegen. Dies ist eine Vorgehensweise, die unter dem
Begriff des Transition Management diskutiert wird (Kemp/
Loorbach 2005). Wie dieser sind auch andere Ansätze einer öko-
logisch orientierten Industriepolitik darauf angelegt, in umwelt-
intensiven Industrien eine Verständigung über langfristige Um-
weltziele zu erreichen (De Bruijn/ Norberg-Bohm 2005, SRU
2004, Binder et al. 2001). Besonders nahe liegend ist dies bei
Branchen, die nicht nur ökologisch, sondern auch ökonomisch
unter Druck geraten. Beispiele sind der subventionierte Kohle-
bergbau oder energieintensive Grundstoffindustrien im Zeichen
hoher Energiepreise. Soweit hierbei der Versuch eines geordne-
ten Herunterfahrens der problematischen Produktion unter-
nommen wurde, waren zumeist Fehlschläge zu verzeichnen. Es
gibt äußerst wenige Beispiele, in denen ein ökologischer Struk-
turwandel bei einem Wirtschaftszweig gezielt herbeigeführt
werden konnte. Der Strukturwandel bei der deutschen Stein-
kohle kann hierfür nur mit großem Vorbehalt als Beispiel gel-
ten. Sektorale Strukturpolitik in Bezug auf einige energie- und
umweltintensive Sektoren wurde in den siebziger Jahren auch
in Japan betrieben (Foljanty-Jost 1995, Jänicke et al. 1993).

Besser gelingen staatliche Strategien der ökologischen Mo-
dernisierung einer Branche (Jänicke 1984, 2000, SRU 2002, Kok
2004). Gemeint sind technikbezogene Programme, die jenseits
von End-of-Pipe-Maßnahmen durch höhere Öko-Effizienz auch
einen Beitrag zur Produktivitätssteigerung zu leisten vermögen.
Vor allem skandinavische Länder haben diesen Weg beschrit-
ten. Zum Beispiel war die schwedische Papierindustrie Ziel sol-
cher Maßnahmen. Dänemark hat frühzeitig mit seinen Ener-
gieprogrammen die Energieeffizienz und die Windenergie
vorangetrieben. Ein neueres Beispiel ist die Strategie der anglo-
walisischen Umweltagentur, für umweltintensive Industrien
langfristige Umweltziele vorzuschlagen und diese mit einem
Mix aus freiwilligen Vereinbarungen und Regulation umzuset-

zen. Beispielsweise werden für die Zementindustrie neun
mittelfristige Ziele und 34 quantitative Indikatoren festgelegt.
In der Chemieindustrie sollen unter anderem Umweltrisiken
über den Produktlebenszyklus berücksichtigt und das Abfallauf-
kommen minimiert werden (Environmental Daily 16/11/05).

Die auf den UN-Gipfel in Johannesburg zurückgehende Pro-
grammatik „nachhaltiger Produktions- und Konsumptionsmus-
ter“ ist wiederum ein anderer Ansatz. Hier stehen nicht die
Branche sondern das Produkt und sein Lebenszyklus bis hin zu
Verbrauch und Abfallentsorgung im Mittelpunkt. Nicht die mit-
einander konkurrierenden Unternehmen des gleichen Wirt-
schaftszweiges, sondern Produzenten entlang der Wertschöp-
fungskette sind nunmehr die Partner. Wiederum ist aber eine
Reihe staatlicher Ressorts beteiligt: Wirtschaft, Forschung, Ver-
kehr, teils in neuer Funktion als Impulsgeber oder Manager. 

Ein besondersweit gehender produktbezogener Ansatz und
zugleich ein Musterbeispiel für smart regulation ist das japani-
sche Top-Runner-Programm, das Energieeffizienzstandards für
18 Produkte, darunter Automobile, vorsieht.

Perspektiven

Trotz der Hemmnisse, auf die Politikintegration allgemein
und Umweltpolitik im Speziellen stößt, ist der eingetretene
Wandel nicht unerheblich. Es lässt sich als These feststellen,
dass Umweltintegration dem modernen Staat durch eine ähn-
liche Vielzahl von Gründen „aufgedrängt“ wird. So wie zuvor
die Belange des Sozialstaates.

Integration bleibt auch perspektivisch ein Thema. Das gilt
nicht nur etwa für das Vordringen von Umwelt-Assessments in
der Gesetzgebung. Eine ganze Reihe von weiteren Integrations-
maßnamen ist in entwickelten Industrieländern bereits vorexer-
ziert und meist auch in den OECD-Empfehlungen aufgegriffen
worden. Das gilt insbesondere für die umweltbezogene Finanz-
reform. Instrumente sind dabei der Abbau umweltschädlicher
Subventionen und die Ausweitung von Steuern auf den Um-
weltverbrauch bei gleichzeitiger Entlastung des Faktors Arbeit.
In Japan hat das Industrieministerium (METI) die ,

Tabelle 1: Das Japanische Top-Runner-Programm 

❚ METI regulation for 18 energy using products
❚ The “top runner” regarding energy efficiency becomes the basis 

of the product standard (weighted average) 
❚ Efficiency standard mandatory for producers and importers in 

the target year 
❚ Name and shame as a intermediate instrument
❚ Combined regulations: 

- Green Procurement Law (2001), 
- green automobile tax, 
- annual awards for energy efficient products.

❚ The fulfilment of the standards “very positive” (SEPA, Sweden):
several products achieve the standard before the target year 
(air conditioners, cars, computers, videotape recorders).

❚ Increased competitiveness of the products confirmed by producers.
❚ The potential for technological innovation and diffusion is taken into 

account by METI.

Quelle: Jänicke (2006) in Anlehnung an Naturvardsverket (2005)
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Federführung des klimabezogenen Top-Runner-Programms
und einer ehrgeizigen Recyclingstrategie.

Es mag für die Stabilität des Trends zur Umweltpolitikinte-
gration sprechen, dass er auch nach dem Regierungswechsel in
Deutschland offenbar nicht auf die rot-grüne Regierungsphase
beschränkt ist. Ähnlich hat ihn die Europäische Union auch in
ihrer neuen, konservativeren Konstellation nach der Erweite-
rung wider Erwarten vorsichtig fortgesetzt. Das gilt für die re-
gelmäßige Nachhaltigkeitsevaluation, für die Verankerung der
Bewertung von Rechtsakten nach ökonomischen, sozialen und
ökologischen Kriterien, für die ressortübergreifende Klimapo-
litik und die vorsichtige Einführung einer Integrierten Produkt-
politik.

Dies ändert nichts daran, dass viele Umweltprobleme weiter-
hin nicht ausreichend, nicht auf Dauer oder überhaupt nicht
gelöst worden sind. Beim Klimaschutz stehen auch die EU und
die entwickelten OECD-Länder erst am Anfang. So ist zu ver-
muten, dass der anhaltende Problemdruck – im Wechselspiel
mit den Politikinnovationen einiger Vorreiterländer und ihrer
internationalen Diffusion – langfristig zum weiteren Ausbau
der Basisfunktion Umweltstaat führen wird.
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Anmerkungen
(1) siehe Beitrag auf S.43 von Alistair Hunt in diesem Heft

„Viele Umweltprobleme sind
weiterhin nicht ausreichend, nicht

auf Dauer oder überhaupt nicht
gelöst worden.“
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